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Im Namen des Volkes |
Urteil

In dem Rechtsétreit :

Dr.” o k, ..
Kidgerin

Prozec;sbevollméchtxgte Rechtsanwalt Dr. Tobias Emkmann u.a., Konrad-Adenauer— ‘
Allee 10, 44263 Dodmund o

gegen -

Kassendrztiiche Verem:gung Nordrhein, vertreten durch den Vorstand,
Tersteegenstralle 9, 40474 Dﬁsseldorf Gz.: H20. 5/97 38AH0908114/01

Beklag;te

In ‘ISachen: théhuﬁg RLV




age wird abgewiesen.

és'l-\f/erfahrens trégt die Klagerin.

| Tatbesmnd

in Elnzelprams téitlg ’
Wege  einer Ausha gelung "bis . zum  Eintritt  eines neuen Partners das
lndnwdua\lbudget der ‘, "‘;;.,,,;.,GememschaftSpraxas zugeordnet. Nachdem mehrfache
Nachbes«mtzungsversuche gescheltert waren, verfigt die Klagerin die Nachbesetzung
an\Mschern mcht mehr welter L

Den Antrag der Kle‘igenn, ihr. hmsxchtlnch der Fallwertabstaffelung - eine Ausnahme zu
gewahren lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 02.09.2009 ab, da die erhshten

4@ Fallzahlen der Emzelpraxls im Regellelstungsvolumen Ber{icksichtigung gefunden hatten

und die \/oraussetzungen for dlve Gewahrung eines Faliwertzuschlages nicht gegeben
seien' Zur Begrdndung' des’ dagegen eingelegten Widerspruchs machte die Kléigérm im
Wesentlichen geltend, der Bescheid der Beklagten werde . den in '§ 35 SGB X
: medergelegten Anforderungen an. die Begriindung nicht gerecht. Insbesondere sei die
Anwendung der ertffneten Beurtellungssmelréume weder  erkennbar  noch
nachvollziehbar, Ebenso lasse sich nicht feststellen ob ein zutreffender und vollsténdlg
ermittelter Sachverhalt zugrunde gelegt worden sei. Die Kldgerin sehe sich unverindert
einem ibermaBig groken Patientenaufkommen gegenuber dass sie selt Mai 2007 alleine
hausdrzilich betreuen musse. Die Patuenten hétten auch nicht durch weitere umliegende
Praxen versorgt werden kdnnen, da zwen weitere Praxen in der unmmelbaren Umgebung
kurz zuvor den Betrieb ohne Nachfolge emgestellt hatten. Es fehlten daher insgesamt drei




-3-

/oy, g "“érgestellt' hatten, Diesen Umsténden sei zwar insoweit Rechnung getrégen Worden,
iIs die hohen Fallzahlen bei der B‘érechnung des Regelleistungsvolume,ns berilcksichtigt
I worden seien. Fir mehrere: hundeft Patienten werde jedoch lediglich ein abgestaffelter

hicht gerecht werde. Die Klageriin mosse aufgrund der ‘' dargelegten Umstande im
Vergleich zur Fachgruppe derzeit mehr als doppelt so viele Patienten versorgen, Soweit

aufgrund der fallzahibedingten Abstaffelung kein ausreichender finanzieller Anreiilfur die

drztliche Leistung mehr bestehe, drohe die Gefihrdung der Versorgung einer grofieren
Patientenzahl. Der Bewendngsauéschuss habe mit Wirkung zum 01.07.2009 eine
Klars'tellung'besch’lossen, nach der im Einzelfall von der Miriderung des Fallwertes
abgewichén werden  kénne, Er’ habe insoweit verdeutlicht, dass  aus
Sicherstellungsgmnden.'eine Ausnahme von' der fallzahlbedingten Abstaﬁeluhg des § 6
des HonorarverteilungsmaRstabes (HVV) geboten sein kénne. Die Wider*spchhsstelle der

I Beklagted wies den Widerspruch mit Widerspru¢hsbescheid vom 22.06,2010 zuriick. Zur
Bégfﬂndung wurde im Wesentlighen ausgefihrt, die erhShte Fallzahl sej entsprebhend der
'abgerechnetén Fallzahl aus dem Jahre 2008 berlicksichtigt worden und im Jahre 2009
seien die Fallzahlen gegentiber 2008 rickldufig gewesen. Die Voraussetzungen fulr die
Gewdhrung eines Fallwertzus‘chjagés seien nicht gegeben, ‘

Hiergegen richtet sich die fechtzeitig erhobene Klage,‘zu deren Begriindung im
Wesentlichen das . Vorbringen .aus dem Widerspruchsverfahren wiederholt wird. -

 Erganzend wird geltend gemacht, die Beklagte habe den Sachverhalt nicht bzw. nicht in
ausreicherider Weise ermittelt Sie sei der ihr Ubertragenen Aufgabe, den
.. Versorgungsbedarf und etwaig aufgetretene Sichersteflung'sprobleme konkret Zu ermitteln,
nicht nachgekomm'en. Der Versdrgqngsgrad von 109 2 % fur den Kreig | * gebe
keine Auskunft darqber, ob am konkreten Standort der Praxis der Kiagerin ein lokaler

.Versorgungsengpass aufgrund besonderer Umstsnde, zu denen die Klagerin umfassend

vorgetragen habe, eingetreten sej,
Die Kiagerin beantragt,

den Bescheid der Beklagten vom  02.09.2009 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vorn 22.06.2010 aufzuheben und die Beklagte 2y

verurteilen, Uber den Antrag der Ki&gerin, fur die Quartale | und 11/2009 eine

agsédrzte, die die - hausdrztliche Versorgung im Einzugsgebiet der Praxis zuvor -

| Faliwert 'zugestand,en, der der hotwendige'n medizinischen Versorgung der Versicherten -




' | Y
Ausnahme hihsichtlich der Fallwertabstaffelung zu gewahrén, unter Beachtung der
Rechtsauffassung des Gerichts erneut zu entscheiden.

J Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte macht geltend, weder die Kriterien bzgl. einer Erhdhung ces
Regelleustungsvolumens nach § 6 Abs. 1 HVV noch diejenigen nach § 6 Abs. 3 HVV seien
erfillt.  Die abgerechneten Fallzahlen  hatten. Berlicksichtigung gefunduan

Sicherstellungsgrinde flr eine Erhéhung des Regelleistungsvolumens kamen. demnach :
nicht in Betracht und Praxisbesonderheiten im Sinne von § 6 Abs. 3 HVV seien nicht
geltend gemacht worden. Ausweislich der Abrechnungsbescheide sei auch die Vergiitling
je Fall mit Emehrung der Regelleistungsvolumina zum Quartal 172009 in. einam
h-xnzunehmenden Toleranzrahmen stabil geblieben.

Wegen weiterer Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Gbrigen Inhalt der
Gerichtsakte sowie des beigezogenen Verwaltungsvorganges der Beklagten, der
Gegenstand der mindlichen Verhandlung gewesen ist, ergdnzend Bezug genommen.

Entschaidungsgrtinde:

Die Klage ist, jedenfalls soweit die Honorarbescheide auf die sich die begehrte
Ausnahmeregelung auswirken kann, nicht bestandskréftig- geworden sind, zulassig, zber
nicht begrtindet. Die Klagerin ist durch die angefochtene Entscheidung der Beklagten
nicht beschwert im Sinne des § 54 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG), weil diese richt
rechiswidrig ist. Die Beklagte hat die von der Klagerin begehrte Ausnahmeregetung
hinsichtlich der fallzahlbedmgten Abstaffelung des Fallwertes zu Recht abgelehnt. |

Da vorhegend keine Praxnsbesonderhelten im Raume stehen bzw. von der Kildgerin.
geltend gemacht werden, scheidet § 6 Abs. 3 HVV als. Rechtsgrundlage einer moglqchen
Aushahmeregelung aus. Entsprechendes gilt for die Regelung des § 6 Abs. 1 a FVV,
nach der unter bestimmten Umstéinden bei einer auf&ergewohnuch starken Erhéhung der

H




:behandelten Versncherten Zuschlé’lge auf das Regellelstungsvolumen (RLV)
hrt werden kénnen, DPenn diese Regelung bezieht sich nach dem Verstandnis der
ammer nicht generell auf die Betreuung einer GOberdurchschnittlichen Anzahl .an
Patiénte-n, sondern setzt, wie sich aus Satz 2 der Vorschrift ergibt, das Vorliegen einer
| 'Stelgerung der Fallzahl gegentber dem jeweiligen Bezugsquartal voraus. Eine Steigerung
der Fallzahlen im Jahr 2009 gegenﬂber den jeweiligen Quartalen des Jahres 2008 ist

vorllegend indes nicht festzusteilen.

Als Reéhtsérundlage der begehrten Ausnahmeregelung kommt jedoch § 6 Abs. 1 b HWV
in Betracht, wonach der Vorstand der Kassenérztlichen Vereinigung Nordrhein in
begriindeten - Fallen auf Antrag oder von Amts wegen aus Sicherstellungsgrtinden
Zuschldge auf das Arzt-/Praxnsbezcgene RLV bewilligen kann wenn besondere
'Umstande des Emzelfalies vorllegen Diese Regelung erfasst auch die Méghchkeﬁ
entsprechend dem Besch!uss des Bewertungsausschusses vom 20.04.2009, Teil A, Ziffer
3, letzter Absatz (DP,utsches Arzteblatt, Heft 19, Seite A 942, 943) im Einzelfall aus
- Sschersfellungsgrunden von der Mmderung des Fallwertes abzuweichen. Die Kammer
vermag jedoch nicht zu erkennen, dass die Beklagte es vorliegend zu Unrecht abgelehnt
hat, von dieser Méglichkeit Gebrauch zu machen Ezugeben ist der Klagerin zwar, dass |
in ihrem Fall durchaus besondere Umstsinde des Einzelfalles vorlregen die die zu einer .
Reduzierung des RLV' filhrenden weit iberdurchschnittlichen Fallzahlen erkléren. . Ein

‘ ‘Anspruc.h auf eine Ausnahmeregelung aus Sicherstellungsgriinden nach § 6 Abs. 1 E{
HVV setzt nach Auffassung der Kammer jedoch auch voraus, dass diese besonderen
Umsténde des Emzelfalles HonorarembuBen von _einem entsprechenden _Gewichi J
bedingen Einen konkreten Schwellenwert glbt die Regelung des § 6 Abs 1 b HW
insoweit zwar nicht vor, jedoch bietet sich eme Orientierung an den weiteren
Ausnahmeregelungen des § 6 Abs. 4 HVV zum Ausglelch von ﬁberproporttonaler'

Honorarverlusten sowie des § 6 Abs. 5 HVV zur Einfihrung einer sogenannter:
Konvergenzphase zur Beschré’mkung von Umsatzverlusten im Zusammenhang mit der .
~Umstellung der Mengensteuerung auf die neue Systematik an. Diese Bestimmunger
setzen gine Verringerung des Honorars gegenilber dem Vorjahresquartal um mehr als 15
% bzw. unter anderem  eine Unterschreitung des Fallwertes gegeniiber dem
'Vorjahresquartal um mehr als 10 % voraus. Entsprechende Werte werden \)orliegendl
_indes nicht erreicht. Aus den ‘vorgelegten Honorarbescheiden errechnen sich fur. die
Quartale /2009 bis 11/2009 gegentiber den jeweiligen Vorjahresquartalen selbst unter
, Aul&erac:htlassung des Rickgangs der Fallzahlen Verrihgerungeh des Gesamthonorars




en der Klﬁgerm bei der Ermltt|ung dea RL\/ BerUckSlchtlgung finden und eine
tHelung des Fallwertes erst nach emer Uberschre;tung der durchschnittlichen RLV-
vanten Fallzahil der Arztgruppe um rmehr als 150 % erfolgt und der Klagerm damit
reits ein weit Uberdurchschnittiiches Honorar zugestanden wird, ist es nach Auffassung

‘Gewahrung einer Ausnahme von der fallzahlbedmgten Fallwertabstaffelung nicht gesehen
hat. ‘

" Die Kostenentschéidung folgt aus § 197 a 8GG in Vérbindung mit § 154 Abs. 1 VwGO'.

1,7.%, 13,9 % und 11, 2 % sowue Unterschreltungen der Fallwerte um 5, 8 %, .

er Kammer nicht zu beanstanden, dass die Beklagte vorliegend die Erforderhchkeﬂ der




	Schaltfläche1: 


